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Nintlicker Teil.
Die Teuerungs- (Vetck)aSungs-)Vell)Uke

im Dsusbsltsauslcbuh.
Die Darlegungen de» FimmzministrrS Dr . Wirth .

** In der Sitzung des Haushaltsausschusses vom 18. Okto¬
ber machte der Finanzminister Dr . Wirth etwa die folgen»
Ken Ausführungen zur Beantwortung der ihm vorgelegten
^Frage , ob er nach dem Bericht der Badischen LandeHeitung
»Nr . 479 in der finanzpolitischen Behandlung der Beamten » und

^Arbeiterfragen „umgefallen " sei . Von einem Umfall könne
tgar keine Rede sein. Die badischen Eisenbahnerverbände und
wer badische Beamtenbund hat der Regierung Forderungen
füberreicht, die auch jetzt teilweise dem Landtag als Petitionen
tvorliegen. Zu diesen Forderungen hat das Finanzministerium
iStellung zu nehmen gehabt. Diese Stellungnahme ist erfolgt ,
lindem im Finanzministerium die Berechnung des Aufwandes
»für eine sogenannte einmalige Teuerungszulage (Beschaf-
stungSbeihilfe) nach dem Borbilde des Reiches durchgeführt wor¬
den ist. Nach dieser Berechnung sind, sofern die Vorgänge im
IReich auf Baden übertragen werden sollten, etwa 78 Millionen
lSidark in Rechnung zu stellen. Diese Berechnung ist dem Land»
»tag in einer Denkschrift, nämlich der „Darstellung der von der
Zwischen Regierung getroffenen Maßnahmen zur wirtschaft¬
lichen, ideellen und dienstlichen Besserstellung der Beamten und
Arbeiter in den Jahren 1918 und 1919 " beigegeben. Diese
Denkschrift ist soeben den Mitgliedern des Ausschusses im
Aufträge des Ministers überreicht worden . Sie gibt wohl alle
wünschenswerten Aufklärungen zur Beurteilung ' der von den
Beamten und Arbeitern eingereichten Forderungen . Sie soll
tnzch allen Mitgliedern des Landtags zugestellt werden.

Mit der Aufstellung und Überreichung dieser Darstellung
Kst die Arbeit des Finanzministeriums vorläufig abgeschlossen .
Der Finanzminister erklärte , daß er es abgelehnt habe, dem
Landtag jetzt eine besondere Vorlage zu unterbreiten . Es sei
Aufgabe der Fraktionen , wie des Landtags , zu den Petitionen
iStellung zunehmen . Schon vor einiger Zeit find Ne politischen
Parteien des Landtags über die neuen Forderungen unterrich»

, tet worden. Bis jetzt ist nur eine Erklärung einer Fraktion ,
nämlich der Deutschen Demokratischen Fraktion ,

Eeingekommen. Sie lautet :
„Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich davon in Kenntnis
zu setzen. Laß die Fraktion der Deutschen Demokratischen
Partei in ihrer heutigen Sitzung folgende Entschließung ge¬
faßt hat : Die wirtschaftlichen Verhältnisse des badischen
Staates machen — auch nach der vom Finanzministerium
gegebenen Übersicht — die Gewährung weiterer Teuerungs »
zulagen (Befchafsungsbrihilfen ) unmöglich. Wzr sind des¬
halb nicht in der Lage, die Staatsregierung um die Einbrin¬
gung einer Vorlage zu ersuchen . Me in der letzten Zeit
eingetretene Verschlechterung der Lebenshaltung der Be¬
amten , der Arbeiter und der meisten Staatsbürger ist zum
Teil auf wirtschaftlicye Maßnahmen des Reichs, zuletzt auf
die Freigabe des Leders zurückzuführen . Die vom Reich
seinen Beamten gewährte einmalige Beschaffungszulage gibt
den Beamten und Arbeitern der Staaten Anlaß , für sich das
gleiche zu fordern . Da Baden außerstande ist, die dazu nö¬
tigen Geldmittel aufzubringen , wird das Staatsministerium
ersucht, mit der Reichsregierung in Verbindung zu treten ,nm Maßnahmen zu treffen , diese Mißstände und Ungleich¬
heiten zu beseitigen.

"

Die andern Fraktionen haben bisher sine offizielle Erklä¬
rung nicht abgegeben. Nur so viel ist bekannt geworden, daß
Idie sozialdemokratische Fraktion geneigt ist, den
Wünschen der Eisenbahnerverbände entgegenzukommen. Über

Ichas Maß des Entgegenkommens ist nichts bekannt geworden.
Me Zentrumsfraktion hat zu den Forderungen noch
Keine Stellung genommen. Sie hat auch , wie bekannt gewor¬
den ist, auf weitergehendes Material zur Beurteilung der
Drage gewartet . Die bisherige Stellungnahme der großen
Fraktionen war demnach nicht dazu angetan , zu veranlassen ,
sswm Landtag eine Vorlage zu unterbreiten .

' Der Herr Fi -
jnarizminister erklärte , daß er auch dazu gar nicht in der Lage
Mei. Der Minister lehnte es ab, die Beschaffungszulage , die
jvon einzelnen Verbänden stürmisch gefordert werde, für sich
Allein zu betrachten. Er teilte mit , daß der badische Beamten -
Mnd an das Ministerium der Finanzen eine Eingabe gemacht
habe, um Gewährung einer Teuerungszulage an die Beamten ,
^Bediensteten und Lehrer . Sie verlangt eine Reform der
Dm Sommer abgeschlossenen Ausgleich szu -
Jage . Diese Reform wird nach einer Schätzung mindestens
jk Millionen erfordern . Dazu kommt das Verlangen nach einer
Picform der neben den sonstigen Teuerungsbezügen einher -
jslaufenden Teuerungsbeihilfen nach den Vorgängen im Reich
Wnd in Preußen . Es werden monatlich für jedes Kind SO M.
P 'rlangt . Nach den Vorgängen im Reiche verlangt der Be-

»tenbund niit sofortiger Wirkung die gleiche Regelung und
sucht das Finanzministerium , soweit die Zustimmung des

Landtags nötig sein sollte » sofort nach dessen Wiederzusam¬
mentritt die Genehmigung der beantragen Änderung ein¬
zuholen.

Die Sprache des Beamtenbundes sei etwas außergewöhn¬
lich. Auffallend sei auch die gleichzeitige Verbindung dieser
Forderung mit dem Verlangen nach einer Beschaffungszulage .
Die Forderung von SO M . für jedes Kind monatlich würde
einen Aufwand von 42 Millionen bringen . Zieht man davon
die bisherige Teuerungsbeihilfe mit 13 Millionn ab, so bleibt
ein« Mehrforderung von 29 Millionen Mark ; mit den vorhin
erwähnten 8 Millionen somit ein Mehraufwand von minde¬
stens 37 Millionen Mark . Voraussichtlich werden eS 40 Mil¬
lionen sein . Es sind demnach von den Arbeiter - und Beamten¬
verbänden zurzeit Forderungen in der Höhe von IIS
Millionen Mark angemeldet. Damit ist aber für die
Arbeit des kommenden Landtags die Zahl der Forderungen
nicht abgeschloffen . Es ist dem Minister mitgeteilt worden,
daß di« Eisenbahnerverbände am 1. Dezember den im Früh¬
jahr abgeschlossenen Lohntarif kündigen werden. Wir stehen
somit vor neuen b̂eträchtlichen Forderungen . Sollten dann die
Lohnsätze des Tarifs mit Wirkung vom 1. März 1920 erhöht
werden, so müßte sich der Landtag zweifelsohne mit einer
neuen Ausgleichszulage für die Beamten befassen. Zu
den schon genannten IIS Millionen kommen also im Laufe
der nächsten Monate noch weitere Millionen hinzu . Ein Fi¬
nanzminister , der die Forderungen pflichtmäßig prüft , kann
unmöglich die Beschaffungszulage für sich isoliert betrachten.
Es wird notwendig sein, die ganze Finanzlage Badens im
Zusammenhang mit allen Forderungen gewissenhaft vor dem
Landtag zu erörtern und daraus die nötigen Schlußfolgerun¬
gen zu ziehen. Diesem Erfordernis sollten sich auch die Ar¬
beiter und Beamten am allerwenigsten entziehen . Der Fi¬
nanzminister im Bolksstaat muß eigenartige Erfahrungen

machen . Es ist wieder an den Minister das Ansinnen heran -
getveten, Vorschüsse auszahlen zu lassen auf Forderungen , die
der Landtag noch nicht einmal gesehen hat . Selbstverständlich
ist jedes derartige Ansinnen zurückgewiesen worden.

Der Minister machte sodann Ausführungen über d'ie ba¬
dische Finanzlage , dhr wohl in der nächsten Woche im
Landtag wiederholt werden. Er bezeichnete die derzeitige ba ,
dische Finanzlage als befriedigend, wobei betont werden müsse ,
daß der befriedigende Abschluß in der allgemeinen Staatsver¬
waltung nur herbeigeführt worden sei durch die außerordent¬
lichen Steuervorlagen , die in diesem Jahre dem badischen
Volke zugemutet worden sind, die zu wiederholen aber für
das nächste Jahr gänzlich ausgeschlossen sei.

Nach den Ausführungen des Herrn Finanzministers mache
die Eisenbahn besondere Sorgen . Di« schwebende Schuld der
Eisenbahnschuldentilgungskaffe nehme zurzeit täglich um etwa
1 Million Mark zu. In der Zeit vom 17. September bis , IS.
Oktober sei sie von 85 Millionen auf 116,2 Millionen Mark ,
d. i. um 31,2 Millionen Mark gestiegen. Darin sei allerdings
auch der Bauaufwand enthalten .

Mindkraktvervvertnng und Wrennttokk-
msngel.

* * Mit Bezugnahme^auf den in verschiedenen Tagesblättern
gemachten Vorschlag , angesichts der Brennstoffnot in höherem
Maße die Windkraft zu verwenden, wird bemerkt, daß un .
bestreitbar die Windantriebe an Bedeutung gewonnen haben,
nachdem die Konstruktion der Windräder Verbesserungen er¬
fahren hat Und auch die elektrischen Einrichtungen mit selbst¬
tätigen und hinreichend sicher arbeitenden Schaltern und
Reglern ausgestaltet worden sind , um der Schwierigkeit der
heutigen Geschwindigkeitsänderung des Betriebes zu begegnen,
daß aber derartige Anlagen infolge der unerläßlichen Anglie-
derung einer Akkumulatorenbatterie und einer Verbrennungs¬
kraftmaschine als Reserve für den Fall kürzeren oder längeren
Ausbleibens des Windes sehr große Aufwendungen erfordern .
Schon vor dem Kriege mußte bei Anlagen mit nur wenigen
Pserdekrasten mit Gestehungskosten in Höhe von rund .20000
Mark gerechnet werden.

Erfordernis für ein befriedigendes Arbeiten ist neben fach¬
männischer, auf gründlicher Erfahrung ruhender Herstellung
eine sorgfältige sachkundige Unterhaltung eine Bedingung ,deren Erfüllung gerade bei entlegenen, meist dürftig gewar¬
teten Betrieben immerhin Schwierigkeiten machen dürste .. Er¬
folge werden nur da erzielt werden, wo wie in der norddeutschen
Tiefebene und in Küstengebieten windstille Tage zu den
Ausnahmen gehören und regelmäßig mit Windstärken von
mindestens 3 bis 4 Meter in der Sekunde gerechnet wer¬
den kann.

Daß diese Voraussetzungen in unserem badischen Lande
häufig gegeben sind , muß vorläufig bezweifelt werden . Zur
Klarstellung wäre eine Windstatistik erforderlich . Fraglich
erscheint auch, ob derartige selbständige Einzelanlagen ' der
normalen Drehstrombersorgung im Anschluß an die elek¬
trischen Überlcmdnehe wirtschaftlich überlegen sein würden .

Die LcbLeberttrake .
Ein Vorschlag von I . F. Amberger-Bretten .

Im Kampfe gegen den Schleichhandel und gegen das Schi«»
bertum ist die „Karlsruher Zeitung " in einer ihrer zahl¬reichen Artikel über dies Thema gegen die zurzeit gefährlich¬
sten Staatsverbrecher für exemplarische Strafen und die To¬
desstrafe als „ultimo ratio " eingetreten . So sympathisch der
Gedanke an sich in unserer heutigen fürchterlichen Notlage ist,
dürste seine Verwirklichung doch auf erhebliche Schwierigkei¬ten stoßen, da damit unser ganzes Ztrafenfystem ins Wan¬
ken geraten müßte ..

Andererseits aber ist man sich darüber klar,
' - - und der

Aufschrei in den erwähnten Ausführungen beweist dies ge¬rade —, daß die jetzigen Strafen gegen Schleichhandel und
gegen Preistreiberei zu schwach und zu wenig wirksam find.
Selbst die Verhängung einer Freiheitsstrafe hat bei dem heu¬
tigen Stande — d. i. Tiefstände — der individuellen Moral
nicht mehr die abschreckende Wirkung, die aus Staatsintereff «
erforderlich erscheint.

Aus dieser Erwägung folgt der nachstehende Vorschlag : ma«
reihe die Schleichhändler und Schieber in diejenige Kate¬
gorie von Verbrechern «in , in welche sie ihrer Straftat nach
am besten paffen ; d. h. man behandle sie kriminalistisch al»
eine Abart der nach 88 361, 362 R.St .G.B. zu bestrafende»
Landstreicher, Bettler , Arbeitsscheuen und Müßiggänger . Füg
solche sieht der § 362 R .St .G .B . unter gewissen Voraussetzun¬
gen „die Überweisung an die Landespolizeibehörde" vor mit
der Wirkung , daß dadurch diese Behörde befugt ist, „die ver¬
urteilte Person bis zu zwei Jahren entweder in ein Arbeits¬
haus unterzubringen oder zu gemeinnützigen Arbeiten zu
verwenden ."

ES käme also beim Schleichhandel außer der bereits be¬
stehenden Strafe folgender Zusatz als Nebenstrafe in Be -»
trcuht:

Jeder wegen Schleichhandel Verurteilte ist «ach verbüßter
Strafe der Landespolizeibehörde zu überweisen.

Bei Preistreiberei gemäß der V.O . vom 8. Mai 1918 wäre
als weitere Strafdrohung etwa auszusprechen:

Erreicht die erkannte Straf, . . . seine gewisse HSHel . . . »der
ist der Berurtkllte wegen Preistreiberei oder Schleichhandel
bereits vorbestraft , so ist er nach verbüßter Strafe » der La»,
despolizeibehörde zu überweisen.

Mit dieser Nebenstrafe hätte die Landespolizeibehörde end¬
lich jene Handhabe, um gegen Schieber und Schleichhändler in
einer wirksamen und abschreckenden Weise 'vorzugehen. Di«
Behörde könnte dann Arbeiterkompagnien do« Schiebern und
»Schleichhändlern zusammenstellen, um vor. diesen schwere
Handarbeiten , welche keine berufsmäßige Vorbildung erfor¬dern (Torfgewinnen , Bergbauarbeiten gewisser Art , Fluß -
regulierungen und andere schwere Erdarbeiten ) ausführen zu
lassen. Eine Entlassung wäre erst

'in Betracht zu ziehen,wenn der Bestrafte nach Ableistung eines Arbeitsdienstes von
gewisser Dauer und bei guter, williger Arbeit den Nachweis
erbringt , daß er eine ordentliche Arbeitsstelle im bürger - .
lichen Leben einnehmen will. Ältere Personen und Frauen
wären intern angemessen zu beschäftigen .

Wer jemals mit der Aburteilung von gewohnheitsmäßigen
Landstreichern und Arbeitsscheuen zu tun gehabt hat, weiß,
daß diese Menschen ohne Bedenken jede Freiheitsstrafe an¬
nehmen , daß sie aber „ die Überweisung an die Landespolizei¬
behörde" wie das Feuer fürchten. Gerade hieraus ergibt sich
die durchgreifende Wirksamkeit jener Nebenstrafe.

Gegen die an ein festfrohes Schlemmerdasein gewöhnten
Angehörigen der Schieberzunft wäre die Drohung mit schwe¬
rem Arbeitsdienst bei Gefangenenkost noch weit wirksamer
und abschreckender . Die Geldstrafe ist dagegen bei ihnen ganz
wirkungslos : die fast stets kurze Freiheitsstrafe wird zum
erheblichen Teil und oft ganz durch eine anzurechnende Unter¬
suchungshaft abgebüßt, wobei dem Betroffenen die weitgehen¬
den Vorteile und Erleichterungen eines Untersuchungsge¬
fangenen zugute kommen , so daß er von der Härte einer
Strafhaft wenig verspüren muß . Daraus wird die Tatsache
erklärlich , daß der Schieber bei der jetzt bestehenden Straf¬
drohung leichthin das Risiko einer strafgerichtlichen Verfolgung
auf sich nimmt . Selbst wenn er sich einmal in den Maschen
des Gesetzes verfangen hat , besteht für ihn die Möglichkeit ,
ohne allzuschwere Nachteile sich wieder zu befreien und sein
gewinnbringendes Handwerk wieder aufzunehmen . Bei Ver¬
hängung der „Überweisung an die Landespolizeibehörde" be¬
steht dagegen die Möglichkeit , den einmal gefaßten »Schieber
vollkommen aus dem Wirtschaftsleben für lange Zeit auS -
zuschalten und damit das Wirtschaftsleben von einem gefähr¬
lichen Blutigel zu befielen . Es ging« sicher ein tiefes Gefüb >
innerer Befriedigung durch den anständigen, Werktätigen Teil
unseres Volkes, wenn wir di« erste Aröeitskompagni

'
e be¬

stehend aus »Schiebern und Wucherern in unserem Lande zu¬
sammenstellen könnten.

Deutsche Nationalversamm¬
lung.

Am Dnuwrstrq ersteitete Abg. Petersen (Dem.) den münd-
lichen Bericht des porlameniarisckicn Untersuchungsausschuss. ?
über die Unterausschüsse, den Arbeitsplan usw . Vom Unteraus -
schütz wird u . a. beantragt , daß sämtliche von dem Unteraus ,
schuß zu vernehmenden Beamten von der Pflicht zur Amtsver .
schwiegenheit entbunden werden.

Die Anträge des Ausschusses werden angenommen. Es
folgt die Interpellation Arnstadt über gesetzliche Einführung
der Zensur für Lichtspiele, gesetzliche Maßnahmen zur Bekamp-
fung der Schmutz - und Schundliteratur , sowie zum Schutze
der Jugend bei öffentlichen Schaustellungenund Darbietung «»



Abg. Mmnm (D . N.) : Die Gefahren für unser Volk, die aus
der Schundliteratur und den unzensurierten Lichtspielen
drohen, find so groh, daß unter Hintansetzung aller Parteige¬
gensätze sich eine Parte , der anständigen Leute bilden sollte ,
die dagegen vorgeht, zumal von der Regierung nichts geschieht.
Der durchgängige Spielplan der Lichtspieltheater in Berlin und
in den Provinz ist Volksverwüstung schlimmster Art . Das
beste Mittel dagegen wäre die Konzessionierung. Ich persön¬
lich würde eine Sozialisierung für erwägenswert halten . Wäre
das Kino nicht eine Einnahmequelle für die Kommunallsteuern?
Sexuelle Witzblätter nehmen die Revolution zum Vorwände,
«m schamlos sich auszutoben .

Minister Dr . Koch : Alle gesunden Kräfte unseres Volkes
muffen zusammenstehen, um gegen den Schmutz vorzugehen.
Ich lasse eine Novelle ausarbeiten über die Zensur für Kino¬
theater , die Ihnen bald zugehen wird . Durch die Gesetzgebung
Werden den Gemeinden Mittel an die Hand gegeben das Kino
jn den Dienst der Volksbildung zu stellen und seine Auswüchse
zu unterdrücken. Schwieriger ist die Frage der Schundlitc.
ratur . Die Polizei hat scheinbar ihre Mittel nicht überall aus .
genutzt. Bevor ich aber hier an ein Gesetz herangehe, will ich
umfangreiche Besprechungen mit Sachverständigen abhalten .
Die Vollmacht zur Bekämpfung soll nicht nur auf dem Papier
stehen.

Tie Besprechuiq, der Interpellation wird verbunden mit
der Beratung des Haushalts des Reichsministers des Innern .

Abg. Hoch iSoz .) berichtet über die Ausschußverhandlungen.
Minister Dr . Koch: Ich will mein Amt sachlich und ohne Vor¬

eingenommenheit führen . Die öffentliche Ordnung im Reiche
muß wieder hergestellt werden. Durch eine Reihe von Ge¬
setzen müssen die Zustände den jetzigen Anforderungen ange.
paßt werden. Auf die Dauer gehorcht das Volk nur dem
Manne , der ihm die Ordnung bringt . Wer ihm die Freiheit
bringen will, muß die Ordnung bringen . Unser Volk ist see¬
lisch noch nicht gesundet. Darum soll man ihm noch nicht neue
Verfassungskämpfe bringen . Mt dem Reichswehrminister bin
ich der Überzeugung, daß es an der Zeit ist, die Überwachung
der öffentlichen Ordnung allmählich aus den Händen des Mi¬
litärs in die der bürgerlichen Polizei überzuführen . Zuerst
soll eine Wasserpolizei geschaffen werden, sodann eine Krimi¬
nalpolizei , der über die Grenzen der Freistaaten hinüberreicht.
Die Aufgabe der Demokratie ist es ferner , die Reichseinheil zu
fördern . Der Weg zum Einheitsstaat rst frei . Diese Entwicke¬
lung kann ruhig und ohne V̂erletzung der Rechte der Länder
vor sich gehen. Aber das Reich muh verlangen , daß jede wich¬
tige Frage als Frage des Reichs behandelt wird . Die Aus¬
führung muß immer bei den Ländern und Kommunen liegen.
Unter Berücksichtigung der Rechte der Beamten und unter
Einführung ihrer Mitwirkung muß eine Vereinheitlichung der
Verhältnisse der Beamten angestrebt werden. Alle Beamten ,
auch dies höheren, müssen auskömmliche Gehälter erhalten .
Den kulturellen Aufgaben werden wir unsere besondere Auf¬
merksamkeit widmen müssen . Auch dem kulturellen Zusam¬
menhang mit den Auslandsdeutschsen . Die Vorarbeiten zur
Schulgesetzgebung sind im Gange ; für das Frühjahr ist eine
große Schulkonferenz in Aussicht genommen . Die Bestimmun¬
gen der Perfassung bezüglich der Schulfragen werden rück¬
sichtslos durchgesetzt werden. Chauvinismus soll aus den
Schule» verbannt sein aber nicht nationalistisches Gefühl . Die
Jugendwohlfahrt soll gefördert werden, zumal in den Groß¬
städten, besonders durch die Fortbildungsschule . Das Kom-
munalisierungsgesetz ist in Arbeit . Fast ein Drittel der aus
Elsaß -Lothringen ausgewiesenen Beamten konnte unterge¬
bracht werden. Dazu kommt die Sorge für die Landsleute in
den besetzten Gebieten. Den besetzten Gebieten müssen Lebens¬
mittel zugeführt werden. Ein Gesetz gegen den Alkoholmiß¬
brauch wird vorbreitet . Ein Auswanderungsgesetz soll unsere
Auswanderer draußen richtig leiten und vor Ausbeutung schüt¬
zen . Ich gehe an mein Amt ohne übertriebenen Optimismus
heran ; in diesem Winter wird sich das Schicksal unseres Volkes
entscheiden . Auf Jahre hinaus ist bei uns keine Regierung
ohne Arbeiter möglich , aber auch keine Regierung nur aus Ar¬
beitern . Wir Demokraten wollen versuchen, dem deutschen
Volke zu helfen und ich bitte dabei um die Unterstützung des
Hauses . (Beifall bei den Mehrheitsparteien .)

Nach weiteren Bemerkungen vertagt das Haus die Weiterbe¬
ratung auf morgen 1 Uhr. Außerdem : Anfragen und Reichs¬
arbeitsministerium . Schluß 8 Uhr.

politische Neuigkeiten.
Die neue deuttche Note über die

Näumung des Waltikums.
* Dem Vertreter des Marschalls Foch ist heute folgende Note

übergeben worden:
„ Die alliierten und assoziierten Regierungen haben die

deutsche Regierung zum erstenmal in ihrer Mitteilung vom
18. Juni zur Räumung des Baltikums Ed Litauens auffor -
Lern lassen , nachdem sie noch im Mat ausdrücklich verlangten
-und ungeachtet der Proteste der deutschen Regierung darauf
bestanden hatten , daß die deutschen Truppen von dort nicht zu¬
rückgezogen werden sollten. Seitdem ist die deutsche Regierung
unablässig und ernsthaft bemüht gewesen, die Zurückziehung
der Truppen durchzuführen . Se hat alle ihr zu Gebote
stehenden Mittel angewandt , um den Widerstand der Truppen¬
teile zu brechen , die sich» um das ihnen von der lettischen Re,
gierung versprochene Einbiirgeruugsrecht und die erhoffte An-
siedclUngsmöglichkeit gebracht sahen. Sie hat schließlich den
Widersetzlichen Truppen den Sold , den Proviant und die sonsti¬
gen Zufuhren ' gesperrt und ihnen sogar die bereits erworbenen
Ansprüche auf spätere Versorgung entzogen. Sie hat Maß¬
regeln getroffen , jedwaigen Versuch von Munitions - u . Mann ,
schaftsnachschüben unterbunden und hat zu diesem Zwecke den
gesamten Personenverkehr nach dem BaltikOm gesperrt und die
Überwachung aller Grenzstationen durch besondere Beauftragte
angeordnet .

Dies alles zeigt, daß die deutsche Regierung keine Veran¬
lassung gegeben hat, so einschneidende Maßnahmen zu ergrei¬
fen , wie sie in den Noten der a . und a. Regierungen vorge¬
sehen sind. Die deutsche Regierung hat auch nicht abgelehnt,
den General von der Goltz aus dem Baltikum abzuberufen .
Sie hat vielmehr lediglich darauf hingewiesen, datz es sich um
eine innerdeutsche Angelegenheit handelt . Tatsächlich ist Graf
von der Goltz damals abberufen worden. Erst die bald nach
seiner Abreise erfolgte Meuterei der Eisernen Division ver-
anlaßten ihn, aus eigenem Entschlüsse , nach Miau zurückzu¬
kehren. Diese vorübergehende Rückkehr wurde auch nur des-
halb geduldet, weil Graf von der Goltz noch am ehesten den
unzufriedenen Truppen gegenüber genügend Autorität zu ha¬
ben schien, um sie zur Befolgung des Abmarschbefehls zu be.
stimmen. Ein Teil der Truppen ist denn auch damals seinen
Anordnungen gefolgt. Als aber auch sein Einfluß zu versagen
begann , ist Graf von der Goltz endgültig abberufen und nach
Berlin befohlen worden.

Inzwischen hat General von Eberhard als sein Nachfolger
den Befehl übernommen . Die deutsche Regierung hat keine
neue Regierung in jenen Gebieten anerkannt , noch mit einer
solchen irgend welche Verbindungen . Sie hat den deutschen

Soldaten strengstens verboten, in russische Formationen ekn -
z»treten , und mit denjenigen, die dieses trotzdem getan haben,
jede Verbindung abgebrochen. Es befindet sich bei den russi-
schien Kampftruppen im Baltikum kein einziger deutscher Sol¬
dat, über den die deutsche Regierung noch eine Befehlsgewalt
ausüben könnte . An der Offensive des Generals Awaloff
Bermondt find keine deutschem Kommando unterstellte Trup .
pen beteiligt. Die politischen Pläne Awaloff Bermondts wer¬
den in keiner Weise gebilligt. Deutschland hegt weder gegen
das lettländische. noch gegen das russische Polk irgendwelche
kriegerische Absichten . Die deutsche Regierung nimmt gerne
davon Kenntnis , datz die a . und a . Regierungen eine inter .
alliierte Kommission nach den baltischen Provinzen entsenden
wollen. Sie bittet, diese Kommission sobald als möglich ab-
reisen und zur Besprechung mit den hiesigen Stellen einen
kurzen Aufenthalt in Berlin nehmen zu lassen . Die Kommis¬
sion wird sich durch ihr eigenes Urteil überzeugen , daß die ge¬
gen die deutsche Regierung erhobenen Vorwürfe nicht aufrecht
erhalten werden können."

Die Auslaugung Deutschlands .
Im Haushaltsausschuß der Nationalversammlung teilte

Reichsschatzminister Dr . Mayer mit, daß voraussichtlich in
der Mitte der nächsten Woche neue überwachungsausschüpe
in Berlin eintreffen würden , für deren Unterbringung vier
große Hotels und die Militärakademie in Aussicht genommen
wurden . Insgesamt würden schätzungstveise die Kosten der
Unterhaltung der gesamten Besatznngsarmee der Alliierten
2 )4—3 Milliarden Mark betragen . Diese Mitteilung des
Reichsschatzmimster rief im Ausschuß allgemeine Entrüstung
hervor . Der Minister bemerkte, daß dieses Vorgehen eine
bedauerliche Aufsaugung des deutschen Kapitals darstelle.
Der Berichterstatter Abg. Stücklen erklärte , die Ansprüche
der Entente gingen weit über das Maß der Billigkeit hinaus .
Solche Bedingungen müßten den Ruin Deutschlands zur
Folge haben. Im Anschlüsse wies Abg . Falk (Dem . ) auf
das anmaßende Verhalten der Soldaten und Offiziere der
Alliierten im besetzten Gebiete hin, die für deutsche Rech¬
nung eine ungeheure Verschwendung trieben .

Gegen den Naub der deutschen Ikolomen.
* Das südafrikanische; Blatt „Bur " veröffentlicht ein

Schreiben des Generals Dewet, in dem dieser leidenschaftlich
gegen die Besitzergreifung Dcutsch - Südwest - und Deutsch -Ost¬
afrikas durch die Union Einspruch erhebt. Dewet verneint
die Eroberung dieser beiden deutschen Kolonien und erklärt ,
solange sie im Besitz des südafrikanischen Volkes seien, würden
sie wie eine Feuersbrunst wirken. Der Einfall in die deut¬
schen Kolonien sei ungerechtfertigt und Dewet fordert » daß sie
ihrem rechtmäßigen Besitzer zurückgegeben werden.

Die Lrwerbslotenunterttützung .
* In dem Ergänzungsetat für das Reichsarbeitsministerium

werden 400 Millionen Mark an Mitteln für Erwerbslosenfür¬
sorge gefordert. Das ist aber nur die Hälfte der auf das Reich
entfallenden Summe , denn diese beträgt nach dem neuen
Etatsvoranschlag 880 Millionen . Zur Erläuterung wird
folgendes ausgeführt .

Bisher erforderte die Erwerbslosenfürsorge , die erst mit Be¬
ginn des Kalenderjahres 1919 " aus Reichsmit¬
teln bis Ende Juni 1919 rund 166 Millionen Mark , bis
Ende Juni 1919 rund 350 Millionen Mark . Für die Monate
Jutz bis September 1919 liegen die Abrechnungen noch nicht
sämtlich vor. Nach den bisherigen Erfahrungen wird jedoch
die Gesamtausgabe bis Ende September 1919 auf rund 450
Millionen steigen . Die Zahl der Erwerbslosen hat in den
Win'termonaten von jeher zugenommen . Der Kohlenmangel
und di«! dadurch zu erwartende Arbeitsbeschränkung in den
verschiedensten industriellen Betrieben wird die jetzige Zahl er¬
heblich erhöhen. Bei Rückkehr der Kriegsgefangenen ist mit
einer weiteren beträchtlichen Steigerung zu rechnen - Man
hat daher im Haushaltsplan für das Halbjahr Oktober 1919,
bis März 1920 den bisher in dreiviertel Jahren verausgabten
Betrag als erforderlich angesetzt, zumal aus dieser Summe
auch die erst nckh dem 1 . Oktober 1919 zur Anweisung gelan-
genden Abrechnungen der Vormonate zu berücksichtigen sein
werden. Die angeforderten Mittel sollen künftig nicht aus¬
schließlich zu Unterstützungen verwendet werden , sie sollen
vielmehr auch dazu dienen, im Wege der sogenannten produk¬
tiven Erwerbslosenfürsorge vermehrte Arbeitsgelegenheit für
die Erwerbslosen zu schaffen und damit den Abbau der Er -
werbslosenfürso-rge zu ermöglichen.

Der Berliner Streik .
Wie der Berliner Magistrat berichtet, ist die Zahl der ar¬

beitswilligen Bureauhilfskräfte heute erheblich gestiegen. Vor
den städtischen Gebäuden sind militärische Wachen aufgestellt,
da es gestern zwischen Streikenden und Privatleuten zu
ernsten Differenzen gekommen ist.

Die „Freiheit " veröffentlicht einen Aufruf der Gewerk¬
schaften und der 15kr Kommission an die Hc.ier und Ma¬
schinisten , der auch an sämtliche Berliner Elektrizitätsarbeiter
erlassen wurde, unverzüglich die Arbeit niederzulegen . Nach
der „ Freiheit " ist die Ursache für diesen Beschluß 1 . die
Weigerung der Unternehmer , auf Grund des letzten Eini¬
gungvorschlages des Reichsministers zu verhandeln und 2.
der Einsatz der Technischen Nothilfe in Charlottenburg .

Aus den Kreisen der Metallindustriellen wird mitgeteilt ,
daß der Streik im ganzen bisher 100000 Metallarbeiter
umfaßt .

Das Oberkommando in den Marken teilt mit : Eine kleine
Minderheit von radikalen Elementen im Moabiter städtischen
Elektrizitätswerk hat dem Berliner Magistrat die Forderung
gestellt, daß entweder die Stromlieferung für die Straßen¬
bahnen eingestellt wird, oder sie legen die Arbeit nieder . Der
Berliner Magistrat hat sich diesem Terror gefügt . Der Ober¬
befehlshaber in den Marken , RoSke, der davon Kenntnis er -
hielt , hat daraufhin verfügt , daß der Betrieb der Straßen¬
bahnen und des elektrischen Kraftwerkes für alle lebens¬
wichtigen Betriebe und die Verkehrsmittel aufrechterhalten
wird . »

Der „Vorwärts fchreivl zu der gegenwärtigegn Streik¬
bewegung , es gebe jetzt nicht mehr um die Forderungen der
Bureauhilfskräfte und Metallarbeiter , sondern um die Er¬
höhung der Löhne sämtlicher Arbeiter in Groß -Berlin . In
einer Versammlung der Unabhängigen hat Adolf Hoffman »
die Streikwaffe als das entscheidende politische Mittel be-
zechnet , trotzdem die Führer des Streiks erklärten , jede Ver¬
antwortung für dessen Folgen abzulehnen .

Die Lage in der Pfalz und dem Saargebiet .
* Me französische Militärbehörde hat in sämtlichen Pfälzi.

scheu und Saarstädten die erhöhte Bereitschaftsstellung des
französischen Militärs verfügt . Die Soldaten wurden darauf
hingewiesen, nur mehr truppenweise und nicht mehr einzeln
sich auf der Straße zu zeigen ; ebenso den Verkehr mit der

Zivilbevölkerung möglichst zu meiden. Infolge der gespannten
Lage in Kaiserslautern hat General Fayolle die Freilassung
der verhafteten 11 Obleute der Eisenbahner angeordnet .

Tur jünglten kranzölltcben Mordtat .
" Anläßlich der Ermordung der 17jährigen Katharina Ar-

nold aus Frankenthal ließ der Kommandant der Marokkaner -
Division , General Daugan , folgende Note in den Frankentha .
ler Zeitungen veröffentlichen: „ Am Sonntag hat sich in Lud«
wigshafen ein bedauernswerter Vorfall ereignet . Ein Soldat
hat in einer Straße Ludwigshafens mehrere Revolverschüffe
auf ein junges deutsches Mädchen abgegeben. Der Koinman-
dant - er marokkanischen Division bedauert diese Tat tief. Der
schuldige Soldat , ein Lazarettkrankenträger , und Zivilkranken,
träger , die ihn begleiteten, sind verhaftet . Sie werden vor ein
Kriegsgericht gestellt und streng bestraft werden.

"
Die Beerdigung des ermordeten Mädchens gestaltete sich zu

einer Trauerfeier für ganz Frankenthal . Me Behörden , Per .
eine und fast sämtliche Arbeiter nahmen daran teil. Ein
französischer Soldat legte einen Kranz am Grabe nieder . Die
französischen Besatzungsbehörden in Ludwigshafen ließen durch
Las Frankenthaler Bezirksamt der Familie ihr tiefstes Beileid
aussprechen. Die Frankenthaler Arbeiterschaft feierte gestern
nachmittag. Die Läden und Gastwirtschaften waren geschlossen.

Ikleine Nackricbten.
* Auflösung des französischen Großen Hauptquartiers .
Der „Matin " erklärt , datz das Große Hauptquartier end¬

gültig anr 26 . Oktober aufgelöst wird . Die Rheinarmee wird
durch das " Kriegsministerium verwaltet werden und mili¬
tärisch unter Marschall Foch stehen . Die Kriegszone wird
nicht mehr bestehen* Annahme der Jnseratensteuer . Im Umsahsteuerausschuß
der Nationalversammlung wurde die Jnseratensteuer mit
allen gegen die Stimmen der Unabhängigen angenommen .

Waditcke Neberticbt .
Die Weschalkungszulage im Dausbalts -

auskchuh des Landtags .
oc. In der gestrigen Sitzung des Haushaltausschusses des

Landtags wurde über die vom bad . Beamtenbund und den
bad. Eisenbahnerorganisationen geforderte Beschaffungszu-
lage verhandelt . Ein Vertreter des Zentrums erklärte , der
jetzige Ausschuß sei zur Beschlußfassung nicht legitimiert ; die
Sitzungsperiode des Landtags sei geschlossen und es müsse
ein neuer Haushaltausschuß gebildet werden Im übriger«
könne er diese Revolverpolitik der Beamten - und Arbeiter¬
organisationen nicht mehr mitmachen, denn wir würden da¬
durch an den Abgrund geführt .
- Ein Vertreter der Sozialdemokratie glaubt , daß man sich
über die Verfassungsbedenken hiuwegsetzen könne. Die For -
derungen der Beamten seien in einem interfraktionellen Aus¬
schuß mit Vertretern des Beamtenbundes und der Eisen¬
bahner besprochen worden ; da die Kosten der Lebenshaltung
sehr gestiegen seien, sei die Stimmung in den Verbänden
erregt .

Hierauf nahm Finanzminister Dr . Wirth das Wort zu län¬
geren Darlegungen über die wir an der Spitze des amtlichen
Teils unseres heutigen Blattes berichten.

Ein Vertreter der deutsch -demokratischen Fraktion äußerte
sich zu dem bekanntgegeb-nen Brief der Fraktion und er¬
klärte , daß die Beratung des interfraktionellen Ausschusses
mit den Vertretern des Beamtenbundes und der Eisen¬
bahner am 7. Oktober eine neue Sachlage geschaffen habe.
Die Fraktion habe darüber beraten , aber noch keine end¬
gültige Stellung genommen. Im Hinblick auf die schlechte
allgemeine Finanzlage dürfe nicht auf wenige Wochen hinaus
Finanzpolitik getrieben werden . Eine neue Erhöhung der
Eisenbahntarifs könne nicht vorgenommen werden , weil da¬
durch das Geschäftsleben zu stark belastet und ein weitere
Verteuerung der Lebenshaltung herbeigeführt würde . Durch
die Teuerung seien übrigens nicht nur die Beamten und
Arbeiter des Staates betroffen , sondern weiteste Volkskreise,
die nicht in der Lage seien, die Teuerung abzuwälzcn . Be-
züglich des Artikels der „ Bad . Landeszeitung " erklärte dep
Redner , datz die Fraktion im fernstehe.

Nachdem noch ein sozialdemokratischer Abgeordneter ge¬
sprochen hatte , beantragte ein Zentrumsabgcordncter Ab¬
stimmung darüber , ob . in eine materielle Behandlung dep
Frage eingetreten werden soll Mit 10 gegen 6 Stimmers
wurde dies verneint .

Nus dem Verkaltungsausschuh des
Landtags .

oc . Der Berfassungsausschuß des Landtags befaßte sich in!
seiner Sitzung vom Donnerstag vormittag mit der Frage , ob
der Finanzminister gleichzeitig als Präsident des Landesfinanz ,
amtes tätig sein könne . Hiergegen waren auf Grund des.
8 54 der bad. Verfassung Bedenken erhoben worden. Dieser
8 54 bestimmt, daß das Amt eines Ministers mit einer anderer»
festbesoldeten Stelle unvereinbar sei. Nach eingehender Aus .
spräche wurde im Ausschuß Einstimmigkeit nach folgender
Richtung erzielt :

Die Verbindung der Ämter eines Finanzministers und eines
Präsidenten des Landesfinanzamts erscheinen für die Dauer
einer gewissen Übergangszeit als geboten. Me Bedenken, die
im Hinblick auf 8 64 der Verfassung bestehen , werden beseitigt»
wenn der Minister eine Besoldung aus der Reichskasse nicht
erhält . Dadurch, daß etwa die Reichskasse an die Landeskass«
für die in Frage stehende Inanspruchnahme eines Landesbe .
amten eine Vergütung bezahlte, würde die Stelle als Präsident
des Landesfinanzamts nicht zu einer besoldeten werden.

Bezüglich des Siedelungsgesetzentwurfs erklärte ein Vertre¬
ter des Arbeitsministeriums , daß die Regierung die Verlags
zurückzuziehen beabsichtige , da sie! in weitem Umfange dentz
mittlerweile erlassenen Reichssiedelungsgesetz widerspreche.
Es werde in tunlichster Bälde eine neue Vorlage eingebracht
werden. Ein demokratischer Redner kündigte einen Initiativ¬
antrag der Fraktion an , in dem Erhebungen darüber verlangt
werden, in welchem Umfang siedelungsfähiges Land , insbe .
sondere solches im Eigentum des Staates und der Gemeinden
auch Wald in Baden zur Verfügung steht . Auf Grund d«
Ergebnisses dieser Erhebungen soll die Regierung dem Land¬
tag Vorschläge unterbreiten über die Verwendung und Besie¬
delung der verfügbaren fiedelungsfähigen Flächen.

Minister Dietrich über die deutsche
auswärtige Politik .

UO . Auf Veranlassung des Jungbürgerbundes sprach in
Freiburg im Feierlingssaale Minister Dietrich über die deutsch ,



« Iswärtt « Politik . Nach der „ Freiburger Zeitung bemerkte
« dak m<i§ S so sehr den politischen Tiefstand des Volkes

fortwährende Herumwühlen in der Schuldfrage ,
uns auf den Boden der Wirklichkeit stellen, dar -

unser« Schlüsse ziehen und sehen , wie wir wieder das
aan » zusammengebrochene Haus aufbauen können. Aus-

« nvken sei vom Friedensvertrag , der zwei Seiten habe. Zü-
8,wlt eine englische , Deutschland völlig vom Weltmarkt zu
»erdrängen und es davon ganz abzusperren . Daraus zielten
Hie Enteignung unseres Eigentums und unseren Forderungen

Ausland sowie die Bestimmungen über Patente und Ur-
Heberrecht, endlich die Wegnahme unserer Flotte und das Recht
« iserer Feinde auf unsere Flüsse . Auf der anderen Seite
» ollen die Franzosen möglichst viele Entschädigungen aus uns
Herausholen und alle ihre Kriegsausgaben auf uns abwälzen .
Wir sind kein souveräner Staat mehr , sondern sollen eine Ko.
» nie des Vielverbandes werden. Auch seien die Bestimmun -
« en des Friedens so, daß sie uns mit unseren Angrenzern in
Fehde brächten. Obgleich die Lage trostlos sei, so müßten
» ir doch mit Vertrauen an die Arbeit des Wiederaufbaues
»ehen . Nur die Ausfuhr könne uns retten . Das französische
Interesse widerspreche dem englischen, denn wenn wir nicht
«usführen dürfen , dann können Wir auch nicht die Entschädi-
Dvngen an Frankreich bezahlen. Die schlechte Valuta wirke
Wie ein Schutzzoll und eine Exportprämie . Sie schützt uns
« stlos vor jedem Import , was für Fabrikate günstig , für den
Kauf von Lebensmitteln und Rohstoffen aber ungünstig wirke .
Günstig für uns sei, daß unsere Angrenzer im Osten und
Rußland , das uns vor dem Kriege in großer Menge Getreide
»nd Futtermitteln geliefert habe , auch eine niedrige Valuta
Hätte . Auch in Frankreich würde die Valuta immer mehr sin¬
ken, da es im Kriege sehr große Schulden an andere Länder
gemacht habe. Dem Osten und Frankreich gegenüber müßten
wir die Gefühle des Hasses und Zornes , so schwer es uns auch
Halle , hintansetzen und suchen, mit ihnen in gedeihliche Han¬
delsbeziehungen zu kommen . Entweder Deutschland und Frank¬
reich gehen wirtschaftlich zusammen , oder sie gehen beide zu¬
grunde . Die mit großem Beifall aufgenommenen Darlegun .
gen schlossen mit der Mahnung , jeder möge Mitarbeiten , wie .
der aufzubauen , mithelfen, daß der jetzt so große Gegensatz
Hwisckxn Stadt und Land überbrückt werd» und die Regierung
V ihrer schweren Arbeit unterstützen.

Die Venzoltrage .
* Bon zuständiger Seite wird uns geschrieben :

wird heute viel geklagt über die ungenügende Ver¬
sorgung der Gewerbetreibenden und der Landwirtschaft mit
Betriebsstoffen und leicht glaubt die Allgemeinheit und be¬
kommen es die maßgebenden Stellen für die Verteilung zu
Hören , wenn nicht so viel Luxusfahrten gemacht würden , dann
könnten die notwendigsten Mengen Benzol für die oben¬
genannten Verbraucher aufgebracht werden.

Zunächst zu den Luxusfahrten der Personenkraftwagen :
Für diese ist, wie schon aus früheren Veröffentlichungen er .
sichtlich , überhaupt kein Betriebsstoff freigegeben worden und
wird auch bis heute keiner freigegeben. Besitzer solcher Fahr ,
zeuge können sich also nur aus dem Wege des Schleichhandels
welchen besorgen.

Wo kommt nun - er Betriebsstoff, derj auf diesem Wege
erworben wird, her ? Große Mengen sind aus den Entente -
kändern an unsere Grenzen gekrackt und unter Ausnutzung
unserer schlechten Valuta nach Deutschland verschoben worden.
Bon diesen Stoffen haben sich auch viele Gewerbetreibende
versorgt.

Allmählich nun scheinen diese Quellen des Schleichhandels
zu versiegen, was sich dadurch bemerkbar macht , daß vielfach
« eue Anträge einlaufen von Leuten , die bis heute noch keinen
Betriebsstoff auf reellem Wege, d. h. mittelst Freigabeantrag ,
bekommen , ihrem Erwerbszweig nach aber während der
ganzen Zeit solchen gebraucht haben. Weiter ist Tatsache, daß
z. B . in Frankreich ebenfalls kein Überfluß an Betriebsstoffen
Vorhanden ist . Benzin — um solches handelt es sich in der
Hauptsache in diesen Fällen —, werden also auf dem Wege
les Schleichhandels wohl in absehbarer Zeit kaum noch zu er¬
halten sein.

Nun findet man aber auch Benzol im Schleichhandel und
Ha dürften die Produzenten in Deutschland nicht ganz schuld¬
los sein . Es soll hier nicht behauptet werden , daß sich die
>in Frage kommenden Anstalten direkt mit derartigen Ge.
schäften abgeben, aber die Verführung durch die im Schleich -

Handel erzielten Preise ist derart lockend , daß sich immerhin
Organe gefunden haben dürften , die sich zu unsauberen
Machinationen hergaben.

Es ist eben wie überall eine bedauerliche Erscheinung der
heutigen Zeit : Mangel an Sinn für die Allgemeinheit zu¬
gunsten der eigenen Taschen, an der schließlich alle Bemühun¬
gen, ein gesundes Deutschland auf den Trümmern auszu -
oauen, scheitery müssen . Unter diesem Mangel haben auch
die Verteilungsstellen für die Betriebsstoffe in anderer Hin¬
sicht zu leiden. Vielfach kommen Verbraucher, die hoch und
teuer die Dringlichkeit beschwören , schriftliche Bestätigungen
- erbringen u . a . mehr, um Betriebsstoffe zu erhalten , und
am Ende stellt sich heraus , daß nicht nur alles übertrieben ,
sondern noch zum Teil erfunden ist. Daß unter solchen Ver-
hältnissen die Verteilungsstellen bedingungslos geradeaus
gehen müssen , ist ohne weiteres klar. Für die einzelnen Ver-
brauchergruppeu müssen Normen für die Zuerteilung fest¬
gesetzt werden. Daß dadurch manchmal der Gerechte mit
dem Ungerechten leiden muß, ist wohl zu verstehen.

Auf weitere Einzelheiten einzugehen, dürfte hier zu weit
führen ; es soll nur noch auf die Bestrebung von gewisser
Seite , die Zwangsbewirtschaftung von Betriebsstoffen auf¬
zuheben, eingsgangen werden. Man muß sich zunächst einmal
vorstellen, welche Folgen die Aufhebung der Zwangsbewtrt -
schastung der Betriebsstoffe haben würden . Sie sind nicht bester
gezeigt worden, als duvch die Freigabe des Leders u . des Obstes.
Die erste«Folge der Lederfreigabe war , daß sich die Preise um
Hunderte von Prozenten erhöhten und es den Verbrauchern ,
besonders denen , die nicht so sehr mit Glücksgütern gesegnet
sind , unnkvglich wurde, diese Artikel des täglichen Gebrauchs
zu beschaffen . Dagegen setzte ein schwunghafter Handel in
den Kreisen ein , denen die Allgemeinheit nicht so viel wert
ist, als ihr eigener Geldbeutel. Ähnlich wie es mit dem Be¬
darf von Leder steht, ein Artikel der von jedem benötigt wird,
steht es mit Betriebsstoffen für die Gewerbetreibenden und
die Landwirtschaft. Wenn heute unter der Zwangswirt¬
schaft der Durchschnittspreis für die Berftebsstoffe 1,20 M.
pro Kilo ist, so wird er ganz fraglos sich mindestens um das
3- bis 4fache steigern, wenn diese aufgehoben wird.

Nimmt man . z . B. an , ein Brennholzsägemaschinenbesitzer
— ein Gewerbe, das jetzt gerade bei dem Kohlenmangel für
die breite Masse des Volkes von besonderer Bedeutung ist —,
bekäme im Monat ungefähr 200 bis 300 Kilo Betriebsstoffe .
Unter den jetzigen Verhältnissen, d. h. unter der Zwangsbe¬
wirtschaftung werden dieselben überlasten zu einem Preise
von zirka 360 M. Man stelle sich

"vor , der Betriebsstoff koste
das 3- bis 4fache, so hat der Mann eine Mehrausgabe von
7 bis 800 M , die er natürlich aus seinen Kundenkreis ab¬
wälzen mutz, die an sich ungerecht ist und in die Taschen
einzelner Spekulanten ! fließt.

So wie es sich bei dem Brennholzsägsmaschinenbesitzer ver¬
hält , verhält es sich auch bei der Landwirtschaft. Man darf
hier nochmals auf die bereits oben schon erwähnten Besitzer
von Luxusautos Hinweisen , die Wohl heute in Deutschland in
der Hauptsache die besten Kunden der Schleichhändler sind.
Diese Herrschaften werden natürlich ihren Bedarf an Be¬
triebsstoffen , wenn! der freie Handel einsetzt , im höchsten
Maße befriedigen können , weil sie eben jeden Preis bezahlen,
während ihnen jetzt das Spazierenfahren durch Verweigern
der Freigabe wesentlich erschwert wird.

Das Reich hat nunmehr unter Berücksichtigung , daß nach
Ratifikation des Friedens die Abgabe von in Deutschland er¬
zeugtem! Benzol beginnt, zu der wir laut Friedensbertrag
verpflichtet sind und die bei weitem den größten Teil der
Erzeugung überhaupt ausmacht, der Not gehorchend , mit
amerikanischen Konzernen einen Abschluß in Benzin borge-
nommen , so daß nach Mitteilung der maßgebenden Stellen
eine Besserung in der Betriebsstofflage zu erwarten ist . Unter
welchen Opfern das Abkommen getroffen wurde , möge heute
noch unerwähnt bleiben. Jedenfalls muß aus den oben
angeführten Gründen — und das wird auch von den maß¬
gebenden Instanzen im Reiche zugegeben —, die Verteilung
auch dieses Betriebsstoffes auf dem bisherigen Wege der
Zwangsbewirtschaftung erfolgen.

Die Tagung der evang. auherordentlicden
Landestynode .

ep . Mit einem Gebet des Herrn Prälaten v . Schmitt -
henner wurde die 2 öffentliche Sitzung er -

Landeötbeater .
»Figaros Hochzeit" : ein Fest für den Theatergast , ein Prüf¬

stein für das Opernensemble, eine dankbare Aufgabe für den Di¬
rigenten . Der ganze Mozart lebt darin , mit all der Anmut
und Beschwingtheit, Liebenswürdigkeit und Wärme seiner
universalen Kunst, in der sich die Reize formaler Schönheit
und lebendigster Unmittelbarkeit des Gefühls in so unerreich¬
tem Mütze verschwistern . Herr Cortolezis war der fein-
gewebten Partitur auch bei der gestrigen Aufführung ein gu¬
ter und liebevoller Deuter . Das Orchester spielte mit duftiger
Zartheit und von lebendigem Rhythmus beseelt, dynamisch !aus¬
drucksvoll nuancierend . Auch! bei der Bühne herrschte ein
Geist, von dem wir wünschen , daß er während der ganzen
Spielzeit anhalten möge . Das war um so anerkennenswerter , als
mehrere unvorhergesehene Besetzungsänderungen eingetreten
waren . So gab an Stelle von Frl . Sajitz Frl . Elfriede
Müller vom Mannheimer Nationaltheater die Partie der
Gräfin . Sie hat ein schönes, trefflich durchgeschultes Organ
don eigenartig reizvollem Klang , das etwas an jenes unserer
früheren Diva Frau Lauer -Kottlar erinnert . Rund und weich,
dabei klar und voll kommt jeder Ton aus ihrer Kehle. Ihr
Dortrag war innig und beseelt , das Spiel natürlich und ge¬
wandt , bei aller Würde doch nicht ohne jene Anmut , die auch die
aereiftere Frau noch begehrenswert erscheinen läßt . Für
Frl . Friedrich hatte Frl . von Millincowicz die Rolle
des Cherubin übernommen . Sie spielte ihn niedlich und an¬
mutig , zumal sie auch die geeignete schlanke Figur für den
Pagen mitbringt ; immerhin ließen sich in ihrer Darstellung
die knabenhaften Züge der Gestalt noch stärker herausarbeiten .
Stimmlich reicht die Künstlerin , obgleich sie frisch und an ,
sprechend sang, noch nicht an Frl . Friedrich heran . Die übri¬
gen Hauptpartien wiesen die bekannte Besetzung auf . Herr
Eck gab den Figaro musikalisch und darstellerisch gleich vor-
ttefflich, Frau von Ernst , deren Stimme im Laufe der
Zert, im Gegensatz zu jener mancher ihrer Kolleginnen vom
Koloraturfach, noch an Sattheit und Klangwärme gewon¬
nen hat , sang und spielte die Susanne mit dem alten Charme,der vor allem auf ihrer Humor und Gefühlsinnigkeit so mei¬
sterlich verschmelzenden Auffassung der Rolle beruht . Von den
übrigen Mitwirkenden verdienten Herr Bü ttner als Graf ,Herr Bussard als Bosilio, Herr Kalnbach als Richter und
Fräulein Schlager als Barbarin « besondere Hervorhebung .
Auch die Chöre saßen gut . E . R.

Von neuer deutscher Ikuntt .
In reichster Dokumentierung breitet das Doppelheft Ott .—

November der „Deutschen Kunst und Dekorativ n"
(herausgegeben von Alexander Koch , Dormstadt ) Schätze der
alten und Neuen Kunst aus ; vorsichtig wählend , abev doch
mutig und mit gutem Urteil eintretend für die gesicherten
neuen Werte . Stichproben aus der Ausstellung der Mün¬
chener Neuen Sezession werden vorgeführt mit einem
klugen Begleittext des bekannten Kritikers Kurt Pfister . Über
Matthias Grünewald , diesen Größten in der deut¬
schen Malerei , spricht Wilhelm Michel in tief empfundener
Weise : 10 hervorragende Wiedergaben des „ Jsenheimer Nl-
tjrs "

, meist Ausschnitte, liefern dazu das Anschauungs¬
material . Den vielgenannten Münchener Maler Richard
See Wald analysiert Kurt Pfister an Hand zahlreicher Ab¬
bildungen . Einen überlegen gesehenen und vortrefflich be¬
lehrenden Querschnitt durch die Kunst des
Expressionismus gibt der junge Darmstädter Schrift¬
steller Theodor Haubach. Dem Werke des frühverstorbenen
Wilhelm Lehmb uck , der führenden Kraft in der neuen
Bildhauerkunst , ist eine mit Bildern reich belegte Abhandlung
von Karl Schwarz gewidmet. Der ausgezeichnete Frankfurter
Kunstschriftsteller W. Müller - Wulkow bespricht Bern -
hard Hoetgers neueste große «Schöpfung, sein Wohn¬
haus in Worpswede . Eine Fülle von Reiz , Anmut ,
technischem Können spricht aus den zahlreichen Abbildungen
nach Seidenstoffen , Ringen , Colliers , Broschen , Jnnenräumen ,
Kaminen , Möbeln, silbernen Dosen und Schalen , gravierten
Gläsern , Stickereien und Buchschmuck von Dagobert
Peche - Wien, vielleicht der bedeutendsten dekorativen Bega¬
bung , die das neue Wien hervorgebracht hat . Eine neue
Vierzimmer - Wohnung von Bruno Paul zeigt
und bespricht Max Osborn . Anmutige Papierpuppen
von Erna Muth und entzückende Bucheinbände der
Schule Emmy Zweybrück - Wien bringen leichtere Note und
schließen das Heft ab. Es ist das Anschauungsmaterial einer
reichen, vorzüglich gewählten Ausstellung von Malerei , Plastik
und Kunstgewerbe, was dieses Heft bietet, eine meisterhafte
Leistung, die durch die beigefügten Texte eine wertvolle Er¬
weiterung nach der Seite geistiger Vertiefung erfährt . Bewutzk
und kenntnisreich wird hier auf Anbahnung eines lebendigen ,
genußreichen Verhältnisses zu den Form - und Lebenswerten
der Kunst hingearbeitet . Darin liegt ein kaum zu über¬
schätzendes Verdienst. Das Oktober—November-Doppelheft —
ein dicker Band — ist in allen Buchhandlungen zu haben . Es
enthält 130 Abbildungen und Kunstbeilagen. Einzelpreis
6 M ., im Jahresbeitrag vierteljährlich 10 M.

öffnet - Herr Prälat V . Sch mit trenne r berichte?
eingehend über den Deutschen Evang . Kirchentag
in Dresden . Auf der Tagesordnung stand noch die Be.
ratung eines Antrags des 3 . Ausschusses , der eine Kundgebung
gegen die gegenwärtige Vergnügungssucht bezweckt. Me Be¬
handlung dieses Punktes der Tagesordnung wird auf eine
spätere Sitzung verschoben . Abg. Gauß - Pforzheim ( lib.) -
berichtet darauf über die Vorlage des Oberkirckynrats, die eine
Erhöhung der Aufwandsentschädigung der Synodalabgeord¬
neten vorschlägt. Der Antrag des Finanzausschusses auf Ge-
nehmigung wird einstimmig angenommen . Abg. Keller .
Freiburg ( Pos. ) berichtet über die oberkirchenratliche Vorlage
betr . Teuerungszulage für die Geistlichen . Der Aufwand für
die Teuerungsbeihilfe ist im Laufe der letzten Jahre gewaltig
angewachsen, doch ist zwischen ihnen und den Zulagen und
Beihilfen an die Staatsbeamten ein großer Zwischenraum,
auch wenn die jetzige Vorlage angenommen wird. Die Ober -
kirchenbehörde hat in ihrer Finanzwirtschaft das Mögliche
getan . Für künftige Beihilfen und Zulagen kann sich der
Oberkirchenrat im Hinblick auf die jetzt vorhandenen Mittel
nicht binden . Die Finanzkommission empfiehlt die Annahme
der oberkirchenrätlichen Vorlage . Der Berichterstatter teilt
die einzelnen Sätze mit, die na chder Vorlage mit Rückwirkung
auf den 1 . Juli 1919 ausbezahlt werden sollen . Me Finanz¬
kommission wird diesen Gegenstand im Zusammenhang mit
der allgemeinen Finanzfrage nochmals behandeln.

Me nächste Plenarsitzung wurde auf den nä : u
Donnerstag , vormittags 9 Uhr, anberaumt . Auf Antrag des
Abg . Wurth wird der Verfassungsausschuß um
2 Mitglieder auf 23 vergrößert .

Lum Kampf gegen das Scdiebertnm
und die Schleichhändler.

* Prozente für die Entdeckung von Schiebern sollte man den
Eisenbahnern zahlen , dann hörten die Schiebereien bald aus.
— So wurde jüngst in einer Eisenbahnerversammlung itt
Mannheim gesagt.

In Pforzheim ist die Milchversorguntz durch die Milchhamste-
rei von täglich 37 900 auf 9000 Liter gesunken .

Aus Arten wird gemeldet: Zu einer Demonstration , die biS
in die Nacht hinein dauerte , kam es kürzlich abends vor dem
Rathause . Sie richtete sich gegen ein Mitglied des Gemeinde,
rats , dem vorgeworfen wurde, ein Stück Schlachtvieh , das für?
die Gemeinde bestimmt war, anderweitig verkauft zu haben

Kauern , liefert Nahrungsmittel ab !
* Das Organ des Badischen Bauernbundes schreibt in seiner

neuesten Nummer :
„Adel verpflichtet, und der Ehrentitel „Bauer " verpflichtet

auch. Er verpflichtet zum Abliefern der Lebensmittel , damit
es denen nicht am nötigsten gebricht , die in Handwerk und In¬
dustrie, in Handel und Verkehr , in freien und gelehrten Be-
rufen oder als Beamte des Staats , der Gemeinden und der
Körperschaften mit Hand und Hirn und Herz restlos wirten
im großen Getriebe unserer Volkswirtschaft. Jeder an seinem
Platz, auf den ihn die Vorsehung gestellt hat, wie den Bauer
lauf den seinen , und den er ausfüllt nach seinen Fähigkeiten,
Kenntnissen und Kräften . Dieses Riesenheer der Nichtbauern
geht namentlich in den Städten einem Winter höchster Not
und Entbehrung entgegen. Kohlenkarten, aber keine Kohlen;
Lampen , aber kein Licht ; Mangel an Schuhwerk und Kleidern ;
Kinder , die mit feuchten Füßen und durchnäßt heimkommen;
abgeschafste, ausgefrorene Männer ; abgehärmte, frierende
Mütter ; die werden wir zu vielen Tausenden finden , wenn die
Winterkälte in den langen, öden Straßen der Städte lagert und
durch alle Ritzen und Löcher in Küchen und Stuben dringt .
Wenn aber zur Kälte der Hunger kommt, heitzts wieder ein-
mal : „Not kennt kein Gebot! " , am allerwenigsten- das fünfte ,
siebte und zehnte. Es mag sich jeder selbst ausmalen , wies
dann hergeht . Wahrscheinlich kann es sich aber keiner schlimm
genug vorstellen. Darum muß jeder Bauer nach besten Kräf .
ten dazu beitragen , daß es nicht zu Hunger und zu Hunger -
revolten kommt. Es muß also jeder Bauer seiner Abliefe¬
rungspflicht genügen und wir stellen mit Genugtuung fest ,
daß landauf , landab sich die Stimmen im bäuerlichen Lager
mehren , die Zeugnis ablegen für die Bereitwilligkeit unserer
Bauern , den Ehrentitel des Nährstandes erneut zur Geltung
und zu Ansehen zu bringen ."

Waditcbe AeLlungsttLmmen.
Gegen Wucher und Schiebertum.

„ Man mutz, so schreibt der Karlsruher „Bolksfreuud"
, dem

badischen Ministerium des Innern zugestehen , datz es zielbe¬
wußt und energisch sich bemüht, den wucherischen Schleichhan -
del zu bekämpfen. Bleibt auch noch viel , sehr viel zu tun , so
sehen wir wenigstens den Willen, die wucherische Unterhöhlung
des öffentlichen Lebens zu bekämpfen , ein Streben , dem wir
es zu verdanken haben, daß wir in Baden trotz all der zahl,
reichen Ausstellungen , die wir haben, geordnetere und ruhiger «.
Verhältnisse haben , als in den meisten anderen deutschen Län¬
dern . Wir registrieren deshalb gerne die Bemühungen der
badischen Volksvertretung , durch den vorwöchigen Aufruf er¬
mahnend die badische Bevölkerung an ihre Pflicht zu erinnern »
wir verzeichnen gerne das zwar noch allzusacht einsetzende Vor.
gehen gegen das Schleichhandelswesen wie im Offenburger
Schieberprozeß wir lasen mit Befriedigung von der Bern ,
tung des Mimsteriums des Innern und des Justizministe¬
riums mit den Staatsanwälten und den Präsidenten der Land¬
gerichte zwecks entschlossener Anwendung der strafgesetzlichen
Bestimmungen hinsichtlich des Schleichhandels und des Preis .
Wuchers . Mit nicht minderer Genugtuung verfolgen wir die
neuerliche Anweisung des badischen Ministeriums des Innern !
an die Bezirksämter zum Vorgehen des immer frecher auf¬
tretenden Schiebertnmb , indem jdurch Veröffentlichung der
Lebensmittelschieber diese Schmarotzerpflanzen am Volkskör.
per an den Pranger gestellt werden sollen , wobei gleichzeitig in
richtiger Würdigung der Verhältnisse die kleinen Hamsterer
nicht in einen Topf mit den wucherischen Volksaussaugern ge-
warfen werden.

Ob jedoch all diese Bemühungen viel helfen werden ? Wenn
sie auch zur Besserung beitragen werden, ganze Hilfe werden
sie nicht bringen . Denn wie Kautsth in einer historischen Pa¬
rallele feststellt, machte sich in Hungerkrisen allzeit ein Wucher,
und Schiebertum breit , das restlos erst verschwand , als Wiede,
genügend Nahrung für alle da war . Von dieser im Wesen de,
Dinge liegenden Beschränktbeit abgesehen , läßt sich jedoch mehr,
viel mehr gegen das Wucher - und Schiebertum tun , als ge¬
schieht. Aus dem geplanten „ An den Pranger stellen " machen
sich nämlich diese fragwürdigen Existenzen nicht allzuviel . Es
handelt sich hier um Leute, die nur durch drakonische Strafen
aus ihren wucherischen Sumpf herauszubringen sind . Hohe
Zuchthausstrafen im Bunde mit teilweisen Bermögcnskonfis-



^ kottoarn müssen hier »«gewendet werde« . Mit mäspgen Geld.
strafen und kleinen Freiheitsstrafen ist da sehr wem« getan .
Rur Vermögenseinziehung , bürgerliches EhrloSmachung und
Zwangsarbeit wirken auf dieses parasitäres Gesindel ab¬
schreckend und können gleichzeitig durch die Abschreckung jene
Elemente wieder in ein bürgerliches Dasein hineinführen , die
nur durch ihre Lage und durch verführerischen Geldrei- dem
elenden Wucherhandwerk verfielen . Denn das deutsche Volk
kann nur genesen, wenn es sich — neben der Ausmerzung
hysterischer Kommunistenputsche und der Niederhaltung all»
deutsch-militaristischer Reaktion — freimacht von der Korrup¬
tion und der Wucherei» die unser öffentlicĥ Leben vergiftet ."

Lauer »ui» Arbeiter .
Sin Wort zur Verständigung veröffentlicht der »Freibur -«

Lote" in feiner letzten Mittwochnummer. Es heißt darin :
„Bauernbündle rische und alldeutsche Agitatoren reisen im

Lande umher, um den Bauern auszuhetzen gegen die städtische
Bevölkerung, insbesondere den gewerblichen und industriellen
Arbeiter . Den parteipolitischen Beweggründen dieser Agitation
will ich nicht nachgehen ; auf keinen Fall hat sie den Zweck, da»
Volk zu gemeinsamer Aufbauarbeit zusammenzuführen , son .
dern es ist allmählich offenkundig, daß die Kreise, die diesem
Treiben nahestehen» in seelischer Harmonie mit den Spartaki¬
sten die Ordnung , die wir uns nach der Kriegskatastrophe mit
Rühe heute geschaffen haben, wieder umznstürzen und den wer .
teren Aufbau uns möglichst zu erschweren, eifrigft bestrebt find.

Eines der Hauptagitationsmittel , mit denen bei diesen Ver.
sammlungen gearbeitet wird , ist die acht- oder gar fiebenstün.
dige Arbeitszeit der Lohnarbeiter . Ich bin überzeugt , daß die
weitaus größte Zahl der Bauern , die diese gewissenlosen Hetz-
reden mitanhören , über die Fabrikarbeit nicht Bescheid wissen .
Sonst würde ihr Urteil - erster ausfallen . Eine Abordnung
von Landwirten möchte ich einmal hineinführen in die Kohlen,
und Erzgruben , möchte ihnen zeigen die Hochöfen , die Eisen¬
guß . und Walzwerke, Metall , und Glasschkifereien , chemischen
Fabriken , wo die Arbeiter tagaus , tagein in dunkler Nacht, in
Glühhitze und Höllenlärm , in Wolken von Staub , in einem
Qualm von giftigen Dämpfen arbeiten , schwer in ihrer Ge.
sundheit bedroht. Sehen wir uns weiter um in der Industrie .
Der maschinelle Großbetrieb unserer Zeit hat die Arbeit so
sehr spezialisiert, daß der Arbeiter nichts anderes mehr ist,
als eine Spezialmaschine, die tagaus , lagein , jahrein dieselbe
Arbeit verrichtet. Nach einer solchen , Gesundheit und Nerven ,
kraft erschöpfenden TageSarbeit braucht der Arbeiter Stunden ,
in denen er sich erholen kann im Kreise seiner Familie oder
draußen in der Natur . Me soll er die bekommen, wenn er
10 und 12 Stunden weg vom Hause in der Fabrik arbeitet .
Deshalb sein berechtigtes Verlangen nach Kürzung der Ar¬
beitszeit .

Me verschieden hievon ist die bäuerliche Arbeit. Gewiß
ist es noch niemand eingefallen , den Bauern für einen Fan .
lenzer zu erklären. Seine Arbeit ist schwer ; voll Anerken.
nung blicken wir auf ihn , wenn er mit schwerem Pflug das
Feld bestellt und in Sonnenglut die Ernte in die Scheuer
bringt , arbeitend von Sonnenauf - bis Sonnenuntergang . Nach
solchen 12. bis Isstündigen Tagesschichten folgen aber auch kür¬
zere und länge« Zeitperioden , eS kommt der lange Winter ,
in denen eine ununterbrochene Arbeit von 8 Stunden kaum
geleistet wird . Die Tätigkeit wechselt , dieser Unterschied würde
einem Bauern deutlich werden, wenn er einmal ein Jahr
täglich 8 Stunden dreschen oder täglich 8 Stunden Futter

schneiden müßte . Di« Arbeit ist persönlicher und befriedigt
deshalb. Endlich arbeitet er auf eigener Scholle; niemand
will seine Arbeitskraft auSbeuten , um sich damit zu bereichern.
Die Gesundheitsgefahr im engeren Sin » — abgesehen von de«
mancherlei Unfallgefahren — ist viel geringer , da die Arbeit
sich in der Hauptsache draußen in der Natur abspiell. Wir
sehen hieraus , daß die seelische und körperliche Abnützung eine
geringere ist» als bei dem Industriearbeiter , mit anderen Wor¬
ten, eine ununterbrochene achtstündige bäuerliche Arbeit kommt
im Verbrauch an Lebenskraft einer achtstündigen industriellen
Arbeit nicht gleich Wenn ich zu wählen hätte zwischen der
fiebenstündigen Arbeitszeit eines Untertag -BergaäieitrrS unk
der -wölfstündigen «ine» Bauern , würde ich ohne Besinnen die
letztere ergreifen . Deshalb : was dem einen recht ist, ist dem
anderen billig.

«Eine weiter« Unwahrheit ist die Behauptung dieser Agita¬
toren , die achtstündige Arbeitszeit macht Deutschland für die
Zukunst nicht mehr konkurrenzfähig mit dem Ausland und
setze unsere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gewaltig herab .
Zunächst ist festzustellen, daß alle mit unS i« Kriege befind,
lichen Länder die achtstündige Arbeitszeit in demselben Uuv-
fange wie wir «ingeführt haben. Wer aber die volkswirt¬
schaftlichen Vorgänge bei uns seit dem Jahre 1870 verfolgt,
der sieht, daß es uns ohne Verlängerung der Arbeitszeit ge-
lungen ist, sei dieser Zeit unsere wirtschaftliche Leistungsfähig ,
keit um ein Vielfache » zu steigern und damit die Lebenshaltung
der Arbeiter zu verbessern. Di« Kürzung der Arbeitszeit
werden wir au »gleichen und überholen mit denselben Mitteln ,
wie damals , nämlich mit der Hebung der Leistungsfähigkeit
der Arbeiterbevölkerung. Diese erreichen wir durch Erfindung
neuer Maschinen, Hebung der Intelligenz und der Hygiene
de» Arbeiters und andere ». Wohl sehen wir zur Zeit überall
geringere Leistungen. Aber sogar nach dem siegreichen , nur
ein Jahr währenden Krieg von 1870 haben wir in den Jahren
1871—1873 dieselben Erscheinungen .- Arbeitsunlust und Ver-
schwendung . Wliewiel mehr muß dies der Fall sein nach einem
fünfjährigen Krieg, wie diesem , der Millionen gemordet . Ml .
lionen ihrem Berufe entfremdet und ganze Völker demorali¬
siert und entnervt hat . Diese Übergangszeit müssen und wer»
den wir überwinden . Sobald jeder mit Ernst und Eifer
8 Stunden täglich seine Pflicht erfüllt , ist Deutschland nicht
verloren , sondern zu neuem Aufblühen befähigt."

Hrurze Nscttricbten aus Vsden.
* Nr. 65 des Badische » Gesetze», und G^ ordnnngSblattes

vom 16. Oktober ISIS hat folgenden Inhalt : Verordnung : des
StaatskommiffarS für wirtschaftliche Demobilmachung : die
Beschäftigung Schwerbeschädigter betreffend.

oe. ZwangsanSwrisnng der Mieter . Das Badische Arbcits .
Ministerium hatte in einer Eingabe des Reichsarbeitsministers
gebeten eine Verordnung zu erlassen, wonach Zwangsauswei ».
sungen für Wohnungsinhaber erst dann erfolgen können, wenn
den Ausgewiesenen eine neue Wrhnung zugewiesen werden
konnte. Dieses Ersuchen ist jedoch lt. „ Mannh . Volksst." vom
Reichsarbeitsministerium abgelehnt worden.

DO. Tauberbischofsheim, 16. Okt. Der ehemalige Zar Ferdi«
»and von Bulgarien , der im Sommer zur Kur in Bad Mer¬
gentheim weilte, hat ein Besitztum angekauft und gedenkt in
Mergentheim dauernden Aufenthalt zu nehmen.

Ladend« », 14. Ost. Am Sonntag nachmittag fand i« gr».
ßeu Saal « de» Bahnhofhotels ein« von mehr als HSV Land¬
wirten - «» Kreise» Mannheim besuchte Versammlung zu«
Abschied des zur Ruhe gesetzten Okonomierat» Kuh« statt . N« h
SOjährigem Dienst, wovon «r SO Jahre als Vorstand der Wtn-
terschule und Wanderlehrer in vielfach freundschaftlichen Be-
ziehungen zu allen landwirtschaftlichen Kreisen stand, scheidet
er, um seinen Wohnsitz in Heidelberg zu nehmen. Den Sch« ,
denden ehrte für die Regierung Herr Geh. Oberregierungsrat
H«rt« »»a» Weinheim, in herzlicher und anerkennender Weise»
für den KreisauSschuß sprach Bürgermeister Dr . Fritsch der
die Landwire auch an ihre Ablieferungspflicht mahnte . Kuh«»
Hauptwirkeu bestand neben seiner Tätigkeit als Lehrer in der
Gründung von zahlreichen landw . Konsumvereinen ^ Genossen-
schaften usw^ was Bohrmann -Feudercheim rühmend stiert «;
während die unschätzbaren Vorteil« der Winterschule für de»
Kreis und seine Landwirte Bezirksrat Aippenhahn-Ritschweier
bekundete. Über di« persönlichen Vorzüge und Charakter¬
eigenschaften Kuhns sprachen in herzlicher Weise Dr . Miüller-
Waghäusel, und Stadtpfarrer Engelhardt -Ladenburg . Der
Scheidende dankte, skizzierte seine Lebensarbeit mit wenige«
Striche» und warnte die Landwirte vor der materialistisch«
egoistischen LebenSauffoffttkg und pries die gute alte deutsche
idealistische Lebensführung , die für die Landwirte Abkehr vo«
de» hohen ! PreiSfordrr »«, «» bedeuten. Seine glänzende»
Ausführungen wurden mit großem Beifall ausgenommen . Die
vor Bürgermeister Dr . Fritsch vorbereitest und geleitete Feier
wurde durch ein ausgesuchtes musikalisches Programm de»
Musikvereins ergänzt , so daß der Gesamteindruck ein nachlhalti.
ger war .

oe. Pforzheim» 17. Ost . Die Württembergischen Bahne«
stelle» bereits am Tonutug , de« IS . Okt. zum erstenmal den
Sonuta -sverkehr eiu.

Triberg , 16. Okt. Aus der vor kurzem im Rathaussaal ab¬
gehaltenen Hauptversammlung des Sktklnbs Schwarzwald, de»
auch der Amtsvorstand, Herr Oberamtmann Wenz, und alih
Vertreter der Stadt Triberg Herr Bürgermeister de Pellegrini
anwohnten , sei folgendes hervorgehoben: Der Vorsitzende , Herr
Professor Kohlhepp in Karlsruhe » erstattete den Jahresbericht ,
Herr Ott , Karlsruhe , berichtete im Benehmen mit dem Vor,
sitzenden über die Leipziger Tagung des Deutschen Skiverban .
- es. Herr Dr . Gruber , Freiburg , gab den Rechenschaftsbericht
bekannt und legte den Voranschlag für Las kommende Jahv
vor. Die einzelnen Ortsgruppen haben für jedes Mitglied
an den S , C. S . künftig einen Jahresbeitrag von 2 M . zu be,
zahlen, wovon der S . C. S . 0.7b M . an den Deutschen Skiver¬
band abzuliefern hat. Die seitherige Zeitschrift „ Winter "
wird künftig herausgegeben durch den Bergverlag . Di« Un¬
fallversicherung des Deutschen Skiverbandes besteht weitem
Die Ortsgruppen werden angehalten, Sonderausschüsse ein¬
zurichten für Sport und Touristik, Jugendpflege , Wissenschaft
und Presse. Solche Ausschüsse wurden auch für den S . C . S .
als Hauptderein gebildet. Im kommenden Wnter sollen fol¬
gende Wettläust stattfinden : am 23 -/24 . Januar der Skiwett »
lauf der vereinigten Ortsgruppen Triberg , Schonach, Schön.
Wald, Furtwangen in Triberg , am 7./8 . Februar die Skiwett »
laust des S . C. S . auf dem Feldberg, am 14. oder 21 . Februar
diel Meisterschaft des S . C. S . im nördlichen Schwarzwalk
( Hundseck oder Ruhstein) . In Vorbereitung zu nehmen ist!
der Stafettenlauf über 216 Kilometer, Pforzheim -Basel , der
im Jahre 1S21 vor sich gehen soll.

Gedenket des Volksdank

lLüäi 8cde 8l >Mäe 8tdeü 1er
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fiil die MWem
(Amtliches Merkblatt )

Mit vielen Beispielen und vier ausgefüllten Muster¬
bogen zu Weinsteuerbüchern über Flaschen- und

Faßweine
Preis SO Pfg . u. Teuerungszuschlag

Wn -KtellerW
Rach den amtlichen Vorschriften, 1» einzelne «
Bogen . Jeder Bogen : Preis 20 Pfg . und

Teuerungszuschlag .

Zu beziehen durch den

Verlag der
G . Brauirschen Hofbuchdruckerei

Karlsruhe i. Baden

porrsllsulixurea , lassen , leller , lttöbel, lldreu ,
Möser , 8ticlcereie», kilcler. Sücker . »ack goorv

üidliotkekeo , sucbt kortvLbrenü ru IcLuteu
-lnliquar Tasse , Kakerrli'. 233 .

Bei dem Kreise Waldshni ist die Stelle einer

Krrlssirrsorgeschwester
zu besetzen. Gesuche mit Lebenslauf und Zeugnissen
sind unter Angabe der Gehaltsansprüche bis längstens
IS . November 1819 bei uns einzureichen. H.82 .2.1
. Waldshut , den 15. Oktober ISIS .

KreiSansschnß .
Siebert . Götz.

ZO-vW-lW.
Am Montag, den 27 . Ok¬

tober d. Js , nachmittags
1 Uhr, verpachtet die Ge¬
meinde Gersbach auf dem
Rathause daselbst das Aus-
üben der Jagd hiesiger
Gemarkung mit einem
Flächenmaß von2265Hektar
auf S Jahre , wozu Pacht»
liebhabereingeladenwerden.
Gersbach, 10 . Okt. ISIS .

Der Gemeinderat .
Schmidt , Bürgermeister.

Ärgerliche Rechtspflege
o. Streitige Gerichtsbarkeit .

O504 .2.1 Mannheim .
Wagner Josef Gregorius
Ruckert in Mannheim , Pro¬

zehbevollmächtigter:
Rechtsanwalt vr . Hirschler
hier, klagt gegen seine Frau
Elisabeth geb- Jäger , der.
witwete Kliugel, in Amerika
an unbekannten Orten ,
auf Grund des § 1567
Ziffer 2 B .G .B . auf Schei¬
dung der am 20. März

ISIS in Mannheim ge-
schloffenen Ehe und ladet
sie zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits
vor die 3 . Zivilkammer
deS Landgerichts zu Mann -
heim auf den 8. Dezember
ISIS, vormittags G/ , Uhr ,
mit derAufforderung, einen
bei dem Gerichte zuge-
lassenen AnwaÜ zu be-
stellen .
Mannheim , 7. Okt- 1S19-

Der Gerichtsschreiber
des LcmdgerichtS.

O .5032 . 1 Mannheim.
Monteur RobertAtme Jenny
in Mannheim , Prozetzbe-
vollmächtigte: Rechtsan-
wälte vr « . Hachenburg,
Strauß und Bing hier,
ladet seine Frau Sofie geb .
Fischer in Bischweiler i. Elf.
zur mündlichen Verhand-
lung des Ehescheidungs¬
rechtsstreits vor die 3.
Zivilkammer deS Landge¬
richts zu Mannheim auf
den 23. Dezember ISIS ,
vorm. ' /. 10 Uhr , mit der

Aufforderung , einen bei
dem Gerichte zugelaffenen
Anwalt zu bestellen .
Mannheim , 13 . Oft . 1919 .

Der Gerichtsschreiber
des Landgerichts .

O -538.2.1 . Mannheim .
Frau Kathainw Ritthaler
geb. Schwei , ert „r Fußgön¬
heim, Pro , ^ bevollmächtig¬
ter : Rechtsanwalt Or . Kel¬
ler hier, klagt gegen ihren
Ehemann , Fabrikarbeiter
Heinrich Ritthaler» zuletzt in
Hockenheim , jetzt unbekann¬
ten Aufenthalts , auf Grund
des § 1568 B G B . aus
Scheidung der am 29. Ja¬
nuar 18S8 in Fußgönheim
geschlossenen Ehe und ladet
ihn zur mündlichen Ver¬
handlung vor die fünfte
Zivilkammer des Landge¬
richts zu Mannheim auf
den 28. Rovember ISIS ,
vormittagsv'/, Uhr, mit der
Aufforderung , einen bei
dem Gerichte zugelassenen
Anwalt zu bestellen .

Mannheim , 8. Okt. ISIS.
Der Gerichtsschreiber

deS Landgerichts.
O .537 .2.1 . Mannheim . Die

Am« Jäger in Mannheim ,
vertreten durch Rechtsan¬
walt Or . Jordan in Mann¬
heim, klagt gegen den In¬
genieur Viktor Trimbach, zu¬
letzt in Hunaweiher , jetzt
unbekannten Aufenthalts ,
aus Verlöbnisbruch mit dem
Anträge auf Verurteilung
zur Zahlung einer Ent -
schädigung von 5000 Mk.
und ladet den Beklagten
zur mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreits vor
die I - Zivilkammer deSLand-
gerichts zu Mannheim auf
Mittwoch , 17. Dezemb . ISIS ,
vormittags 10 Uhr , mit der

Aufforderung , einen bei
dem Gerichte zugelaffenen
Anwalt zu bestellen -

Mannhein , 11 . Okt. 1919 .
Der Gerichtsschreiber

des LaudgerichtS.
O .53S 2 .1 . Brette«. Die

Engelwirt Gottlob Förstmer
Ww. , Karolina geb . Bittrolff
in Gochsheim , hat als Nach¬
laßpflegerin des Nachlasses
des Engelwirts Gottlob
Förstner in Gochsheim das
Aufgebotsverfahren zum
Zwecke der Ausschließung
von Nachlaßgläubigern be¬
antragt .

Die Nachlaßgläubiger
werden daher aufgefordert ,
ihre Forderungen gegen den
Nachlaß des Engelwirts
Gottlob Förstner in Gochs¬
heim spätestens in dem auf
Dienstag, den 23 . Dezember
ISIS , vormittags ' /,12 Uhr ,
vor dem Amtsgericht Brei¬
ten anberaumten Aufge¬
botstermine bei diesem Ge¬
richt anzumelden.

Die Anmeldung hat die
Angabe des Gegenstandes
und des Grundes der Fordc-
rung zu enthalten ; urkund¬
liche Beweisstücke sind in
Urschrift oder in Abschrift
beizufügen.

Die Nachlaßgläubiger ,
welche sich nicht melden,
können, unbeschadet des
Rechtes , vor den Verbind¬
lichkeiten aus Pflichtteils¬
rechten . Vermächtnissen u-
Auflagen berücksichtigt zu
werden, von dem Erben
nur insoweit Befriedigung
verlangen, als sich nach
Befriedigung der nicht aus -
geschloffenenGläubigernoch
ein Überschuß ergibt-
Die Gläubiger aus Pflicht-

teilsrechten, Vermächtnissen

und Auflagen sowie Ae
Gläubiger , denen der Erbe
unbeschränkt haftet , werden
durch das Aufgebot nicht
betroffen.

Breiten , 15 . Okt. ISIS .
Gerichtsschreiberei deS

_ Amtsgerichts . -
O . 536 . Karlsruhe. Da »

Konkursverfahren über da»
Vermögen des Schneider¬
meisters Heinrich Rasig in
Karlsruhe ist nach Abhal¬
tung des Schlußtermin »
und Vollzug der Schluß¬
verteilung aufgehoben wor¬
den.
Karlsruhe . 10 . Ott - ISIS .

Gerichtsschreiberei
des Bad. Amtsgerichts L l.

^ chgebot.
/7 v .iv.2 . 1 Staufen. Jo¬

sef Eduard Metzger, Kauf¬
mann und Karl Marti»

Metzgrr , Friseurmeister ,
beide in Kassel , haben als
Eigenbesitzer des Grund¬
stücks Lgb -Nr . 2234 Ge¬
markung Staufen . Gewann
Steiner , 3 »r 68 gm Wein¬
berg, das Aufgebot zum
Zwecke der Ausschließung
des Eigentümers des ge¬
nannten Grundstücks, ge¬
mäß § S27 B -G -B bean¬
tragt .

Der bisherige Eigentü¬
mer des Grundstücks wird
aufgefordert , seine Rechte
spätestens in dem auf
Mittwoch , 4. Februar 1920,

vormittags S Uhr ,
vor das bad . Amtsgericht
Staufen bestimmte Auf.
gebotStermin anzumelden ,
widrigenfalls seine Aus¬
schließung als Eigentümer
erfolgen wird-
Staufen , 11 . Oktober 1S1A.

Der Gerichtsschrrider
deS Amtsgericht.
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